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uf den ersten Blick erscheint es als 
purer Zufall, dass die Verabschiedung 

des größten Schuldenhaushaltes in der Ge-
schichte der Bundesrepublik mit einer 
großangelegten Durchsuchungsaktion in 
Privathaushalten, basierend auf gestohle-
nen Bankdaten, zusammenfällt. Der Öf-
fentlichkeit werden Erklärungen angebo-
ten, die beide Vorgänge voneinander tren-
nen und verharmlosen. Die Schulden sol-
len vorübergehend sein, weil neues Wachs-
tum zu erwarten ist und man in Zukunft 
auch „rigoros“ sparen wolle. Bei den 
Hausdurchsuchungen gehe es hingegen nur 
um „Steuersünder“ und damit im Grunde 
um Schutz des ehrlichen Steuerzahlers. 
Diese Wort-Politik mag glauben, wer will. 
Man kann sich die Vorgänge allerdings 
auch anders zusammenreimen. Es fällt ja 
auf, dass sich die Regierung nun schon seit 
Monaten weigert, auch nur ein einziges 
Sparvorhaben zu benennen. Zugleich ist 
die Behauptung, ein „beschleunigtes 
Wachstum“ sei der Ausweg, immer un-
haltbarer geworden. So scheint sich die 
Regierung in einer Marktwirtschaft auf 
Schuldenbasis einrichten zu wollen. Neue 
Zahlungszusagen gehen ihr erstaunlich 
leicht über die Lippen. Diese Zusagen er-
reichen jetzt eine ganz neue Dimension, 
wenn tatsächlich ein europäischer Ret-
tungsschirm für überschuldete Staaten ein-
gerichtet werden sollte.  
   Wie soll man diesen Leichtsinn im 
Schatten des Schuldenturms verstehen? Ist 
es wirklich nur ein Fehlen jeglicher Kon-
zeption? Oder regiert da vielleicht doch 
eine geheime, niemals wirklich zu Ende 
gedachte und ausgesprochene Spekulation: 
auf das Privatvermögen der Bürger. Dies 
Vermögen beläuft sich auf ca. 10,4 Billio-
nen Euro in Immobilien, Aktien, Versiche-
rungen, Bankeinlagen und verschiedensten 

Sachwerten. Ein gewaltiger Betrag. Da 
liegt die Idee nicht ganz fern, „im Notfall“ 
auf diesen großen und verlockenden Bat-
zen zurückzugreifen. Schon heute dient 
dies Vermögen indirekt als Gewährsgröße 
für die Stabilität, die Rating-Agenturen 
Deutschland bescheinigen. Warum sollte 
man da nicht auch einen direkten Zugriff 
ins Auge fassen? Schon findet man land-
auf, landab diskrete Hinweise auf den Bil-
lionenschatz der „Reichen“; die Themen 
„Vermögenssteuer“ und sogar „Zwangsan-
leihe“ werden in die Diskussion einge-
speist. So werden die Hemmschwellen 
gegen eine Beschlagnahme von Privatver-
mögen allmählich gesenkt. Hier bekom-
men die pauschalen Anschuldigungen ge-
gen „die Banken“ oder „die Manager“, die 
man inzwischen auch von höchsten Vertre-
tern unseres Staates hören kann, ihren kon-
kreten Sinn: Sie verankern eine generelle 
Schuld exakt dort, wo es etwas zu holen 
gibt. Von der moralischen Bringeschuld 
zur handfesten Zahlungsaufforderung ist es 
dann nicht mehr weit.  
   Gewiss ist die Verfolgung von Steuerhin-
terziehung ein legitimes Anliegen, aber vor 
dem Hintergrund der notorischen Verwei-
gerung einer Haushaltskonsolidierung be-
kommt der Steuer-Eifer eine andere Di-
mension. Hier wird schon für größere Zu-
griffe geprobt und die Öffentlichkeit daran 
gewöhnt, dass der Zweck – die Beglei-
chung einer erdrückenden Staatsschuld – 
außergewöhnliche Mittel rechtfertigt. Auch 
hat die Tatsache, dass die Ermittlungsakti-
on das Ausland einbezieht, eine tiefere 
Bedeutung. Denn zu den Errungenschaften 
der neueren Wirtschafts- und Bürgerkultur 
in Deutschland gehört die Vielfalt interna-
tionaler Beziehungen. Da liegt es nahe, 
international verdientes Geld auch im Aus-
land anzulegen. Auch in Staaten, bei denen 
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das Vermögen nicht so sehr unter dem 
Damoklesschwert einer übermächtigen 
Verschuldung steht. Diesen Ausweg zu-
zumachen, könnte in Deutschland zu einer 
verlockenden Vorstellung werden – spätes-
tens dann, wenn auch die deutsche Staats-
schuld nicht mehr problemlos an den inter-
nationalen Märkten zu platzieren ist. Wer 
mit solchen Mauern liebäugelt, sollte be-
denken, dass unser Land auch eine gute 
Auswanderungstradition besitzt. Wenn 
Unternehmen und Leistungsträger feststel-
len müssen, dass ihr Vermögen im eigenen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Lande nicht mehr geschützt wird, werden 
sie ihren Ausweg finden. Eine Politik, die 
auf das Privatvermögen der Bürger schielt, 
wird sich auch hier als ruinös erweisen.   
Zugegeben, das Ganze ist eine hässliche, 
bedrohliche Geschichte. Es wäre schön, 
wenn sie sich als unwahr erweisen sollte. 
In der Hand der Regierung liegt es, sie zu 
widerlegen und endlich ein seriöses Spar-
programm vorzulegen. Wenn die Koalition 
aus CDU/CSU und FDP dazu allerdings 
nicht den Mut aufbringt, wird sie zu einer 
bedrohlichen Regierung werden.  
 
 
 
(Manuskript vom 22.3., erschienen als 
Leitartikel in der Tageszeitung „Die Welt“ 
am 24.3.2010 unter der Überschrift „Die 
Reichen sollen es richten“) 




